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IV. Allgemeine Regelung der Verhtiltiiisse der nach dem Is ten  Mtiirz 1869 
iibergetretenen Wehrpflichtigen- 

Der bei weitem größte Theil der vorgedachten Anmeldungen ist von solchen 
nach Diinemark iibergetreteneii schlestvigschen Wehrpflichtigen angebracht, von denen preussi- 
scher Seits angenommen ist, daß sie nur aus dem Grunde nach Diinemark iibergetreteii 
sind, um sich der preußischen Militairpflicht zu entziehen und denen nach den dieserhalb er- 
lassenen Anordnungen preufzischer Seits der dauernde Aufenthalt in Schleswig nicht ge- 
stattet wird, sofern sie nicht schon vor dem Isten Mijrz 1869 ihren Uebertritt nach Datte- 
mark erklärt haben. « 

Die dijnischen Commissarien glauben in Betreff dieser Kategorie von Wehrpflich- 
tigen Naniens ihrer Regierung die Erwartung ausfprechen zu diirfen, daß der Unterschied 
in der Behandlung der vor dem Isten Mijrz 1869 Ueberetretenen und der nach dem 
Isten Mijrz 1869 Uebergetretenen nunmehr, nachdem die se sjijhrige Frist, binnen welcher 
der Uebertritt gestattet war, verstrichen ist, aufgehoben und allen gleiehmtißig der Aufent- 
halt in Schleswig gestattet werde, folange sie nicht durch ihr Verhalten zur Zuriicknahnie 
dieser Erlaubniß Anlaß geben « 

Es wird hierbei besonders betont, wie es als eine nothwendige Eonsequeiiz erscheine, 
daß 홢 sobald den"enigen, welche nach Ausfertigung einer Einberufungsordre unter faetischer 
Ent iehung vom ilitairdienste nach Dijnemark iibergetreten sind, der straffreie Aufenthalt 
in chleswig, wie sie hoffen, jetzt wieder werde gestattet sein 홢홢, daß dann auch den"enigen, 
welche Th vlor de; Auswanderung noch gar keine Ordre empfangen hatten, dieselbe iicksicht 
zu ei wer e. , 

Auch die preußischen Commissarien sind der Ansicht, daß diese beiden Fragen in 
generellem Zusammenhange stehen, und daß eine ohne die andere sich nicht erledigen lasse 
ohne das Princip der Gleichmäßigkeit in der Behandlung lijmmtlicher nach Diinemark liber- 

etretenen Wehrpflichtigen zu alteriren, und daß diesem Princip allerdings nur dann ent- 
prochen werde, wenn diese be Milde gegen alle itbergetretene Wehrpflichti e geiibt und der 

bisher emachte Unterschied zwisehen den vor  dem 1sten Mtirz 1869 un den nach dem 
Isten ärz 1869 iibergetretenen Wehrpfli tigen aufgehoben wird. 

Um das Princip dieser gleic mä igen Behandlung in a l l e n  Richtui igen u 
wahren, wird es, worauf die Commission noch besonders hindeuten zu miissen glau t, 
demniichst erforderlich sein, daß dieselben Grundsiitze welche in den gegenwiirtigen Ver- 
Tandlungen flir die Beurtheilung der Verhiiltnisse der von der Commission speciell be- 

andelten Mannschaften aufgestellt und in den Protoeollen vom 22. Novbr. und 11ten 
eeember v. I .  fo wie auch in dem gegenwiirtigen Protocoll niedergelegt sind, sofern 

dieselben die Genehmigung der beiderseiti en Regierungen finden, auch bei Re elung der 
Verhtiltnisse aller tibrigen nach Dtinemar iibergetretenen Wehrpflichtigen zur nwendung 
gebracht werden. Es wird sich hierbei insbesondere um diejenigen Grundstitze handeln, 
welche fÜr die Anerkennung des rite erfolgten Uebertritts und resp. der Eigenschaft als 
Preusze oder»Däne maszgebend gewesen sind, in welcher Beziehung hier kiirz recapitulirt 
wird, daß bei der Anerkennung des rjte erfolgten Uebertritts kein Untersehied gemacht ist, 
ob die Erklärung vor einer preußischen oder vor einer diinisehen Behörde abge eben, und 
ob dieselbe aus Diinemark von dem Betheiligten selbst oder durch eine dänische ehörde an 
die betreffende schleswi sche Obrigkeit eingesandt worden, oder endlich, ob erst jetzt nach- 
träglieh, ohne das; bis ahin eine directe Mittheilun erfolgt war, durch Produeirung eines 
vor dem 16. November 1870 ausgestellten diinis en Lagescheins, oder einer amtlichen 
Bes einigung über die vor diesem Termin erfolgte Aufnahme in eine dänische Lagerolle 
der achweis über den rechtzeitig erfolgten Uebertritt in den dijnischeii Unterthanenverband 
beigebracht worden ist. » 

I n  letzterer Beziehung wird von den, diinischen Commissarien auf Grund einer 
ausdriicklichen Autorisation ihrer Regierung die Erklärung abgege en, daß, wenn der Lage- 
schein auch nur von dem betreffenden Lagemann ausgestellt ist, derselbe doch als eine rite 
g gegebene Uebertrittserklijrung anerkannt wird. 


